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1. Instanz

Aktenzeichen S 15 RA 1781/92
Datum 20.06.1994

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RA 146/94
Datum 09.02.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juni
1994 wird als unzulÃ¤ssig verworfen. Die Klagen gegen die Bescheide vom 19.
November 1991 und 28. No- vember 1991, beide in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. April 1992, 5. November 1992, 5. Dezember
1994, 7. MÃ¤rz 1996, 1. September 1998, 13. Juni 2000, 11. Oktober 2001 und 8.
MÃ¤rz 2004 sowie die jeweils zum 1. Juli erlassenen Rentenanpassungsmitteilungen
seit dem Jahre 2000 werden abgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt 1/3 der notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤- gers. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren
Altersrente.

Der 1918 geborene KlÃ¤ger war im Beitrittsgebiet seit MÃ¤rz 1946 bei der
Deutschen Reichsbahn (DR) beschÃ¤ftigt, zuletzt als Fachabteilungsleiter in der
Generaldirektion der DR. Sein DienstverhÃ¤ltnis unterfiel wÃ¤hrend dieser Zeit dem
Rahmenkollektivvertrag fÃ¼r die BeschÃ¤ftigten der DR vom 20. April 1960
(amtlich nicht verÃ¶ffentlicht; dessen Anlage 11, die Versorgungsordnung der DR,
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ist abgedruckt in Aichberger II, Sozialgesetze, Nr 81) bzw der Verordnung Ã¼ber die
Pflichten und Rechte der Eisenbahner (Eisenbahner-Verordnung (Eisenbahner-VO))
vom 28. MÃ¤rz 1973 (GBl I Nr 25 S 217). Mit Wirkung vom 1. Juni 1951 wurde er
zunÃ¤chst in die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz
(Zusatzversorgungssystem nach Anlage 1 Nr.1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G)) und ab dem 1. MÃ¤rz 1971 in die
Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates
(Zusatzversorgungssystem nach Nr. 19 aaO) aufgenommen.

Ab Februar 1983 bezog er eine Altersrente nach Â§ 13 der Eisenbahner-VO iVm Â§ 9
der Versorgungsordnung der DR (in HÃ¶he von monatlich 800 Mark der DDR -M-.
Der Ministerrat der DDR setzte "die monatliche Gesamtversorgung" des KlÃ¤gers
auf 1.302 M fest. Der "Gesamtanspruch" ergab sich als Summe des Anspruchs auf
"Rente der Sozialversicherung" von 800,00 M und der zusÃ¤tzlichen Altersrente aus
der Zusatzversorgung von 502 M. Hierbei war berÃ¼cksichtigt, dass die
Gesamtversorgung 90 vH des letzten maÃ�geblichen Nettoarbeitsentgelts nicht
Ã¼bersteigen durfte. Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) erhÃ¶hte die
Altersrente nach der Eisenbahner-VO ab 1. Dezember 1989 auf 870 M. Daraufhin
wurde die "Gesamtversorgung" auf 1.372 M festgesetzt (Bescheid der Staatlichen
Versicherung der DDR vom 5. Januar 1990). Der Gesamtanspruch des KlÃ¤gers
wurde zum 1.Juli 1990 auf entsprechende DM-BetrÃ¤ge aufgewertet und weiter
gezahlt. Der Gemeinsame TrÃ¤ger der Sozialversicherung, Ã�berleitungsanstalt
Sozialversicherung, Bereich Zusatzversorgung (im Folgenden: Ã�LA) stellte durch
Bescheid vom 19. November 1991 (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides der
Beklagten vom 28. April 1992) die HÃ¶he des Gesamtanspruchs des KlÃ¤gers nach
der 1. und der 2. Rentenanpassungsverordnung (RAV) fÃ¼r Bezugszeiten ab 1. Juli
1990 wie folgt fest: Er legte eine fiktiv nach den Â§Â§ 11 und 12 der Eisenbahner-
VO berechnete Rente zugrunde und nicht die nach Â§ 13 der Eisenbahner-VO iVm
Â§ 9 der Versorgungsordnung der DR zuerkannte, von ihr als "Reichsbahnrente" und
spÃ¤ter als Versorgung alter Art bezeichnete Rente von 870,00 DM. Diese fiktiv
ermittelte Rente betrug (vor Angleichung) zum 1. Juli 1990 615 DM (Steigerungssatz
67,5 % aus 37 Arbeitsjahren zu 1,5 % und 12 Arbeitsjahren zu 1 % bezogen auf
einen Durchschnittsverdienst von 600,00 M = 405,00 DM + Sockelbetrag 210,00
DM), die so genannte Alte Versorgung (870 DM) war somit um 255 DM hÃ¶her.
Diesen Differenzbetrag stellte der TrÃ¤ger einem Zusatzversorgungsanspruch
gleich und ging deswegen unter Hinzurechnung des anerkannten
Zusatzversorgungsanspruchs von monatlich 502 DM von einem monatlichen Wert
des Rechts auf Zusatzversorgung zum 1. Juli 1990 von 757 DM aus. Im Wege der
Nachholung der Rentenangleichung ab 1. Juli 1990 nach Â§ 6 der Ersten Verordnung
zur Anpassung der Renten in dem in Art 3 des Einigungsvertrages (EinigVtr â�� im
folgenden: EV) genannten Gebiet (Erste Rentenanpassungsverordnung â�� 1. RAV)
vom 14. Dezember 1990 (BGBl I S 2867) ergab sich ein ErhÃ¶hungsbetrag von 199
DM (Â§ 2 Abs 1 Rentenangleichungsgesetz (RAnglG) iVm der Anlage zum RAnglG:
bei 49 Arbeitsjahren und Rentenbeginn 1983 = ErhÃ¶hung um 32,32 vH), also eine
fiktive Rente von 814 DM. Dieser ErhÃ¶hungsbetrag von 199 DM wurde auf den
Wert des Rechts auf Rente aus der Zusatzversorgung von 757 DM (so) angerechnet.
Deshalb ergab sich fÃ¼r die Monate Juli bis Dezember 1990 keine ErhÃ¶hung des
Gesamtanspruchs. Zum 1. Januar 1991 wurde die fiktive Rente von 814 DM
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ebenfalls nach Â§ 6 der 1. RAV um 15 vH, also um 123 DM auf 937 DM angepasst.
Der ErhÃ¶hungsbetrag wurde auf den fiktiven monatlichen
Zusatzversorgungsanspruch von 558 DM (757 DM abzgl.199 DM) angerechnet, so
dass der fiktive monatliche Zusatzversorgungsanspruch nur noch 435 DM betrug.
Daher wurde der Gesamtanspruch unverÃ¤ndert mit 1.372 DM festgesetzt. Zum 1.
Juli 1991 wurde die Vergleichsrente von 937 DM gemÃ¤Ã� Â§Â§ 3, 4 der Zweiten
Rentenanpassungsverordnung (2. RAV) vom 19. Juni 1991 (BGBl I S 1300) um 15
vH, also um 141 DM auf 1.078 DM angepasst. Der Gesamt-Zahlbetrag aus
Sozialversicherungsrente und fiktiver Zusatzversorgung (435 DM) wurde nach Â§ 8
2. RAV auf 1.500,00 DM begrenzt; der Gesamtbetrag der am 31. Dezember 1991 in
die Rentenversicherung des Beitrittsgebiets Ã¼berfÃ¼hrten Renten, erhÃ¶ht um
6,84 v.H., belief sich auf 1.602,60 DM. Zum 1. Januar 1992 wurden die
Beitrittsgebietsrenten durch eine Regelaltersrente nach dem Sechsten Buch des
Sozialgesetzbuchs (SGB VI) ersetzt, deren monatlichen Wert die Beklagte zunÃ¤chst
in einem pauschalen Verfahren ermittelte (Bescheid vom 28. November 1991, so
genannter Umwertungsbescheid, ersetzt durch den Bescheid vom 5. November
1992).

Der KlÃ¤ger hat gegen sÃ¤mtliche Bescheide Widerspruch eingelegt und hiergegen
auch Klage vor dem Sozialgericht (SG) Berlin erhoben. Er hat beantragt, unter
Aufhebung des Bescheides vom 28. November 1991 sowie der Mitteilung der Ã�LA
vom 19. November 1991, beide in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
28. April 1992, und des Bescheides vom 5. November 1992 ihm vom 1. Juli 1990 bis
zum 31. November 1991 die dynamisierte Altersrente zuzÃ¼glich der
ungekÃ¼rzten und ebenfalls zu dynamisierenden Zusatzversorgung sowie ab 1.
Januar 1992 die umgewertete, aber nicht gemÃ¤Ã� AAÃ�G wegen StaatsnÃ¤he
gekÃ¼rzte Altersrente einschlieÃ�lich der AnsprÃ¼che aus der
Eisenbahnerversorgung und zuzÃ¼glich der ungekÃ¼rzten Zusatzversorgung zu
zahlen und den Gesamtbetrag zu dynamisieren. Das SG Berlin hat durch Urteil vom
20. Juni 1994 die Beklagte unter Ã�nderung der streitigen Bescheide verurteilt, die
dem KlÃ¤ger zu gewÃ¤hrenden Rentenleistungen ab dem 1. Januar 1991 neu zu
berechnen, dabei von einer Sozialversicherungsrente in HÃ¶he von 870 "Mark der
DDR" auszugehen und diese Rente "nach den allgemeinen GrundsÃ¤tzen auf DM
umzustellen" und zu erhÃ¶hen. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen.

Gegen dieses Urteil haben sowohl der KlÃ¤ger als auch die Beklagte Berufung
eingelegt.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat die Beklagte in ihrer Eigenschaft als
VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r Zusatzversorgungssysteme die tatsÃ¤chlich erzielten
Arbeitsentgelte des KlÃ¤gers und seine ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung der technischen Intelligenz vom 1. Januar 1951 bis zum 28.
Februar 1971 sowie der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche
Mitarbeiter des Staatsapparates vom 1. MÃ¤rz 1971 bis zum 31. Januar 1983
festgestellt (so genannter Ã�berfÃ¼hrungs- bzw. Entgeltbescheid vom 10. April
2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. September 2000
(Gerichtsbescheid des SG Berlin vom 9. Februar 2001 â�� S 10 RA 4310/00), mit
dem der entsprechende Bescheid vom 21. Oktober 1994 in der Fassung vom 6.
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April 1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29. Mai 1995 fÃ¼r die
Zeit ab dem 1. Juni 1951 ersetzt worden ist).

Mit Bescheid vom 5. Dezember 1994 nahm die Beklagte fÃ¼r Zeiten ab dem 1. Juli
1990 eine Neufeststellung vor, wobei sie unter Zugrundelegung der individuellen
Versicherungsbiographie (einschlieÃ�lich der nach Â§ 8 AAÃ�G festgestellten
ZugehÃ¶rigkeitszeiten ab dem 1. Juni 1951) den nach den Vorschriften des SGB VI
ermittelten Wert jeweils mit den gesetzlichen Vergleichswerten verglich und den
monatlichen Wert des Rechts auf Altersrente jeweils nach dem hÃ¶chsten Wert
bestimmte. Bei der Ermittlung des nach den Berechnungsvorschriften des SGB VI
sich ergebenden Wertes wurden die vom KlÃ¤ger nachgewiesenen Arbeitsentgelte
fÃ¼r die Zeit bis Februar 1971 in voller HÃ¶he bzw. bis zu den Werten der Anlage 3
zum AAÃ�G (entspricht der allgemeinen Beitragsbemessungsgrenze der
gesetzlichen Rentenversicherung) berÃ¼cksichtigt, soweit die Arbeitsentgelte
Ã¼ber dieser Grenze lagen, was seit dem Jahre 1952 der Fall war. Nach Februar
1971 berÃ¼cksichtigte die Beklagte die nachgewiesenen Arbeitsentgelte nur nach
MaÃ�gabe der Anlage 5 zum AAÃ�G. AuÃ�erdem verfÃ¼gte die Beklagte fÃ¼r die
Zeit vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Januar 1995 eine Nachzahlung in HÃ¶he von
15.947,37 DM. Den monatlichen Wert stellte sie ab dem 1. Februar 1995 mit
2.521,10 DM fest (Auszahlungsbetrag 2.339,59 DM).

Nach weiteren Neufeststellungen (Bescheide vom 7. MÃ¤rz 1996, 1. September
1998 (fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Juli 1998), 13. Juni 2000 (fÃ¼r die Zeit ab dem 1.
Januar 1992) und 3. September 2001), die alle mit entsprechenden Nachzahlungen
verbunden waren, stellte die Beklagte zuletzt den monatlichen Wert des
Rentenrechts im Bescheid vom 11. Oktober 2001 fest. Die nach den
Bewertungsvorschriften des SGB VI ermittelte Rente, bei der die vom KlÃ¤ger
nachgewiesenen Arbeitsentgelte insgesamt in voller HÃ¶he bzw. seit dem Jahre
1952 bis zu den Werten der Anlage 3 zum AAÃ�G berÃ¼cksichtigt wurden, war in
der Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum 30. Juni 1991 (bis zum 30. Dezember 1991
1.182,56 DM, ab dem 1. Januar 1991 1.360,77 DM) niedriger als der
"besitzgeschÃ¼tzte Zahlbetrag" (1.372 DM). In der Zeit vom 1. Juli 1991 bis zum
31. Dezember 1991 Ã¼berstieg die nach den Bewertungsvorschriften des SGB VI
sich ergebende RentenhÃ¶he (1.565, 13 DM) jeweils den "besitzgeschÃ¼tzten
Zahlbetrag". Der ab dem 1. Januar 1992 (und entsprechend auch in der Folgezeit)
nach der gesetzlich vorgesehenen Vergleichsrentenberechnung mit 2.057,66 DM
ermittelte Wert fiel hÃ¶her aus als die anderen Vergleichswerte, so dass die
Beklagte bis zum 30. Juni 1996 den monatlichen Wert des Rechts auf Rente danach
festsetzte. Seit dem 1. Juli 1996 Ã¼bersteigt der nach den Bewertungsvorschriften
des SGB VI ermittelte Wert die anderen Vergleichswerte, so dass er ab diesem
Zeitpunkt den monatlichen Wert des Rechts auf Altersrente bestimmt. FÃ¼r die Zeit
vom 1. Juli 1990 bis zum 30. November 2001 verfÃ¼gte die Beklagte eine
Nachzahlung in HÃ¶he von 28.480,05 DM. Den monatlichen Wert ab dem 1.
Dezember 2001 stellte sie mit 3.767,00 DM fest (Auszahlungsbetrag 3.480,71 DM).

Mit Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2004 hat die Beklagte die Verrechnungsentscheidung
bezÃ¼glich des vom KlÃ¤ger ab dem 1. April 2004 zu tragenden Beitrags zur
Pflegeversicherung mit Wirkung ab diesem Zeitpunkt abgeÃ¤ndert.

                             4 / 10



 

Mit am 4. Februar 2005 bei Gericht eingegangenen Fax, auf das hinsichtlich der
Einzelheiten Bezug genommen wird, macht der KlÃ¤ger geltend, die ab Juli 1990
vorgenommene Rentenberechnung beinhalte vielfÃ¤ltige VerstÃ¶Ã�e gegen den
EV, das Grundgesetz (GG) und die EuropÃ¤ische Menschenrechtskonvention
(EMRK). Es seien "die bisher erteilten Rentenbescheide und alle weiteren Bescheide
Ã¼ber die HÃ¶he der Rente einschlieÃ�lich der mit den
Rentenanpassungsmitteilungen bekannt gegebenen Entscheidungen Ã¼ber die
Rentenanpassungen/-angleichungen Ost an West zum 1. Juli 2000, 1. Juli 2001, 1.
Juli 2002 und 1. Juli 2003 abzuÃ¤ndern; der BeitragsÃ¤nderungsbescheid zum 1.
April 2004 ist aufzuheben".

Der KlÃ¤ger beantragt daher sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juni 1994 und den Bescheid vom 8.
MÃ¤rz 2004 aufzuheben sowie die Bescheide vom 19. November 1991 und 28.
November 1991, beide in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28. April 1992,
5. November 1992, 5. Dezember1994, 7. MÃ¤rz 1996, 1. September 1998, 13. Juni
2000, 3. September 2001 und 11. Oktober 2001 und die
Rentenanpassungsmitteilungen seit dem Jahre 2000 zu Ã¤ndern und die Beklagte
zu verurteilen, ihm seit dem 1. Juli 1990 eine hÃ¶here Rente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung (des KlÃ¤gers) als unzulÃ¤ssig zu verwerfen und die Klagen
abzuweisen.

Sie hat die von ihr eingelegte Berufung in der mÃ¼ndlichen Verhandlung des
Senats zurÃ¼ckgenommen.

Hinsichtlich der sonstigen Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
Inhalt der Gerichtsakten (2 BÃ¤nde), der Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
Gerichtsakten des SG Berlin S 36 An 3991/95 und S 10 RA 4310/00 Bezug
genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte aufgrund einseitiger mÃ¼ndlicher Verhandlung entscheiden, weil
der KlÃ¤ger mit der Ladung auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist. Dem
Antrag, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen, war schon deshalb nicht zu
entsprechen, weil dies gemÃ¤Ã� Â§ 251 Satz 1 Zivilprozessordnung iVm Â§ 202 SGG
einen auf dasselbe Ziel gerichteten Antrag der Gegenseite voraussetzt, den die
Beklagte hier nicht gestellt hat.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG vom 20. Juni 1994 ist als
unzulÃ¤ssig zu verwerfen (Â§ 158 SGG). Zwar war der KlÃ¤ger hierdurch
ursprÃ¼nglich formell beschwert, soweit von ihm erhobene AnsprÃ¼che
abgewiesen worden sind. Diese Beschwer ist jedoch dadurch entfallen, dass die
Verwaltungsakte der Ã�LA bzw der Beklagten, die den monatlichen
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RentenhÃ¶chstwert ab dem 1. Juli 1990 festgestellt haben und Ã¼ber die das SG
entschieden hatte, im Berufungsverfahren bereits durch den Bescheid vom 5.
Dezember 1994, mit dem die Altersrente des KlÃ¤gers erstmals ab dem 1. Juli 1990
individuell neu berechnet worden ist, ersetzt worden sind und das Urteil des SG
hiermit gegenstandslos geworden ist (vgl. BSG SozR 4-2600 Â§ 307b Nr 2 und Urteil
vom 31. MÃ¤rz 2004, B 4 RA 11/03 R).

Dementsprechend sind die bereits vor dem SG erhobenen Klagen gegen die bis zur
Entscheidung des SG ergangenen Bescheide der Ã�LA bzw der Beklagten, Ã¼ber
die das SG auch befunden hat, unzulÃ¤ssig geworden.

Die wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens erhobenen Klagen sind teils unzulÃ¤ssig,
teils unbegrÃ¼ndet.

Die Klagen Ã¼ber die kraft gewillkÃ¼rter KlageÃ¤nderung (Â§ 99 SGG) zur
erstinstanzlichen Entscheidung des Senates gestellten Entscheidungen Ã¼ber die
seit 2000 erfolgten Rentenanpassungen sind bereits wegen fehlender instanzieller
ZustÃ¤ndigkeit (Â§ 29 SGG) des Landessozialgerichts (LSG) unzulÃ¤ssig (vgl BSG 
SozR 3-1500 Â§ 29 Nr 1). Die vorliegende KlageÃ¤nderung in der Berufungsinstanz
ist auch nicht â�� ausnahmsweise â�� nach Â§ 96 iVm Â§ 153 Abs 1 SGG zulÃ¤ssig
mit der Folge, dass die Entscheidungen Ã¼ber die Rentenanpassungen kraft
Gesetzes Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden sind und der Senat
Ã¼ber sie in der Sache erstinstanzlich hÃ¤tte entscheiden mÃ¼ssen. Es handelt
sich insoweit nicht um Verwaltungsakte, die die vorangegangenen Verwaltungsakte
Ã¤ndern oder ersetzen, denn sie betreffen allein die wertmÃ¤Ã�ige Fortschreibung
eines bereits zuerkannten Werts des Rechts auf Rente. Die Anpassungsbescheide
bilden jeweils selbstÃ¤ndige StreitgegenstÃ¤nde, denn in ihnen wird nicht Ã¼ber
den Geldwert der Rente, sondern ausschlieÃ�lich Ã¼ber den Grad der Anpassung
entschieden (vgl BSG SozR 4-2600 Â§ 260 Nr 1 mwN).

Auch hinsichtlich der Klage gegen den kraft gewillkÃ¼rter KlageÃ¤nderung zur
erstinstanzlichen Entscheidung des Senats gestellten Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2004
fehlt es an der instanziellen ZustÃ¤ndigkeit des Senats. Ferner ist auch hier ein
Anwendungsfall des Â§ 96 iVm Â§ 153 Abs 1 SGG zu verneinen. Der genannte
Bescheid betrifft nur die Verrechnungsentscheidung der Beklagten bezÃ¼glich des
vom KlÃ¤ger ab dem 1. April 2004 allein zu tragenden Beitrags zu
Pflegeversicherung, also bezÃ¼glich des Beitragsanspruchs des
PflegeversicherungstrÃ¤ger, der von der Beklagten mit den monatlichen
EinzelansprÃ¼chen aus dem Stammrecht auf Rente verrechnet worden ist (Â§ 255
FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch, Â§ 60 Elftes Buch Sozialgesetzbuch, Â§ 52
Allgemeiner Teil des Sozialgesetzbuch). Die Verrechnungsentscheidung bildet somit
einen von der RentenhÃ¶chstwertfestsetzung zu unterscheidenden
Streitgegenstand (BSG SozR 4-2600 Â§ 260 Nr 1).

Der wertfeststellende Verwaltungsakt im Bescheid vom 5. Dezember 1994 ist â��
ebenso wie alle in den folgenden Rentenneufeststellungsbescheiden verlautbarten
Verwaltungsakten- gemÃ¤Ã� Â§ 96 iVm Â§ 153 Abs 1 SGG Gegenstand des
Berufungsverfahrens geworden. Ã�ber die insoweit erhobenen Klagen hat der Senat

                             6 / 10

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2600%20§%20307b%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2011/03%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/99.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/29.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-1500%20§%2029%20Nr%201
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2600%20§%20260%20Nr%201
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/255.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/60.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2600%20§%20260%20Nr%201
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html


 

erstinstanzlich zu entscheiden. Die Klagen gegen die Bescheide vom 5. Dezember
1994, 7. MÃ¤rz 1996, 1. September 1998, 13. Juni 2000, 3. September 2001 sind
unzulÃ¤ssig geworden, da sich diese Bescheide erledigt haben (Â§ 39 Abs 2
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch).

Die Klage gegen die im Rentenbescheid vom 11. Oktober 2001 ist unbegrÃ¼ndet,
da sich die Feststellungen der monatlichen EinzelansprÃ¼che auf Altersrente fÃ¼r
den Bezugszeitraum ab dem 1. Juli 1990 als zutreffend erweisen. Der KlÃ¤ger hat
gegen die Beklagte keine hÃ¶heren monatlichen EinzelansprÃ¼che aus seinem
Stammrecht auf Regelaltersrente.

Bestand am 31. Dezember 1991 ? wie hier ? Anspruch auf eine nach dem AAÃ�G
Ã¼berfÃ¼hrte Rente des Beitrittsgebiets, ist die Rente nach den Vorschriften des
SGB VI neu zu berechnen. FÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1992 an ist zusÃ¤tzlich eine
Vergleichsrente zu ermitteln. Die hÃ¶chste der beiden Renten ist zu leisten (vgl. Â§
307 b Abs 1 Satz 1 und Satz 2 SGB VI nF). Nach Â§ 307 b Abs 4 SGB VI nF ist die
danach maÃ�gebende Rente mit dem um 6,84 vH erhÃ¶hten Monatsbetrag der am
31. Dezember 1991 Ã¼berfÃ¼hrten Leistungen einschlieÃ�lich einer Rente aus der
Sozialpflichtversicherung (weiterzuzahlender Betrag) und dem nach dem
Einigungsvertrag (EV) besitzgeschÃ¼tzten Zahlbetrag, der sich fÃ¼r den 1. Juli
1990 nach den Vorschriften des im Beitrittsgebiet geltenden Rentenrechts und den
maÃ�gebenden leistungsrechtlichen Regelungen des jeweiligen
Versorgungssystems ergeben hÃ¤tte, zu vergleichen. Die hÃ¶chste Rente ist zu
leisten. Bei der Ermittlung des Betrages der Ã¼berfÃ¼hrten Leistung
einschlieÃ�lich der Rente aus der Sozialpflichtversicherung ist das
Rentenangleichungsgesetz vom 28. Juni 1990 (GBl I Nr 38 S 495) mit der MaÃ�gabe
anzuwenden, dass eine vor Angleichung hÃ¶here Rente solange geleistet wird, bis
die anzugleichende Rente den bisherigen Betrag Ã¼bersteigt. GemÃ¤Ã� Â§ 307 b
Abs 5 Satz 1 SGB VI nF ist der besitzgeschÃ¼tzte Zahlbetrag zum 1. Juli eines jeden
Jahres mit dem aktuellen Rentenwert anzupassen. Der weiterzuzahlende Betrag
oder der besitzgeschÃ¼tzte Zahlbetrag werden nur solange gezahlt, bis der
Monatsbetrag die Rente nach Â§ 307 b Abs 1 Satz 3 SGB VI nF erreicht (Â§ 307 b
Abs 6 SGB VI nF).

Nach den genannten Vorschriften ergibt sich somit fÃ¼r zusatzversorgte
Bestandsrentner des Beitrittsgebiets ? wie den KlÃ¤ger ? der monatliche Wert des
Rechts auf Rente aufgrund eines Vergleichs zwischen vier jeweils eigenstÃ¤ndig fest
zu setzenden Geldwerten; der hÃ¶chste dieser Werte ist in dem jeweiligen
Rentenbezugsmonat maÃ�geblich (vgl hierzu BSG SozR 3-2600 Â§ 307 b Nr 9). Zu
vergleichen sind nach der Rechtsprechung des BSG, die der Senat seiner
Entscheidung zugrunde legt, folgende Werte: â�� der Wert der SGB VI-Rente auf der
Grundlage der individuellen Versicherungsbiographie, â�� der Wert der
Vergleichsrente nach Â§ 307 b Abs 3 SGB VI nF, â�� der "weiterzuzahlende Betrag"
auf der Grundlage des am 31. Dezember 1991 im Beitrittsgebiet gegebenen
Gesamtanspruchs aus der Sozialpflichtversicherung und Zusatzversorgung,
einmalig erhÃ¶ht um 6,84 vH, und â�� der durch den EV "besitzgeschÃ¼tzte
Zahlbetrag" in HÃ¶he des fÃ¼r Juli 1990 nach dem EV anzusetzenden
Gesamtanspruchs aus Sozialpflichtversicherung und Versorgung, der nach Â§ 307 b
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Abs 5 SGB VI nF seit dem 1. Januar 1992 zu dynamisieren ist.

Die Beklagte hat Â§ 307 b SGB VI nF beanstandungsfrei umgesetzt. So ist sie
zunÃ¤chst zutreffend davon ausgegangen, dass es sich bei der dem KlÃ¤ger seit
1983 gewÃ¤hrten Zusatzaltersrente in HÃ¶he der zugesicherten Versorgung nach
der Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates um einen
nach dem AAÃ�G Ã¼berfÃ¼hrten Anspruch handelte.

Des Weiteren hat die Beklagte insbesondere den durch den EV "besitzgeschÃ¼tzten
Zahlbetrag" zutreffend mit 1.372 DM festgesetzt. Bei dem fÃ¼r Juli 1990 zu
zahlenden Betrag handelt es sich im Ergebnis um die am 30. Juni 1990 zu zahlende
Gesamtsumme aller RentenbetrÃ¤ge von 1.372 M, nur umgewertet auf DM. Zwar
war hierbei die gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs 1 Rentenangleichungsgesetz vom 28. Juni 1990
(RAnglG; GBl I S 495) fÃ¼r Rentner mit Zusatzversorgungen zunÃ¤chst nicht
vorgesehene, jedoch nach Â§Â§ 1, 6 Abs 1 und 2 der 1. RAV rÃ¼ckwirkend zum 1.
Juli 1990 nachzuholende Rentenangleichung zu berÃ¼cksichtigen. GemÃ¤Ã� Â§ 6
Abs 1 1. RAV iVm Â§ 2 Abs 1 RAnglG war die fiktiv ermittelte SV-Rente von 615 DM
nach den aus dem Tatbestand nÃ¤her ersichtlichen ModalitÃ¤ten um 199 DM auf
814 DM zu erhÃ¶hen. Da aber nach Â§ 6 Abs 2 1. RAV der ErhÃ¶hungsbetrag fÃ¼r
Zeiten vor dem 1. Januar 1991 nur auszuzahlen war, sofern dieser den Betrag einer
gleichartigen zusÃ¤tzlichen Versorgung Ã¼berstieg, verblieb es im Ergebnis bei der
am 30. Juni 1990 zu zahlende Summe aller RentenbeitrÃ¤ge, umgewertet auf DM.

Soweit Unterschiede zwischen der von der Beklagten vorgenommenen und der vom
BSG in seiner Entscheidung vom 27. Februar 1997 (SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 3
Nr 1) fÃ¼r zutreffend erachteten Berechnung bestehen, wirkt sich dies vorliegend
nicht aus, so dass der Verwaltungsakt vom 11. Oktober 2001, auch soweit den Wert
des monatlichen Rechts auf Altersrente fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 1991 bis zum
31. Dezember 1991 betrifft, nicht zu Ã¤ndern war.

Nach der zitierten Entscheidung des BSG die darf Anrechnung der Anpassungen
gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs 1 1. RAV (zum 1. Juli 1990) und nach Â§ 6 Abs 2 1. RAV (zum 1.
Januar 1991) nur auf die tatsÃ¤chlich zuerkannte Versorgung (hier: 502 DM)
bezogen werden, nicht dagegen auf den Differenzbetrag zwischen "alter
Versorgung" und fiktiver Sozialversicherungsrente (nach MaÃ�gabe des nach Â§ 2
Bahnversorgungsordnung, hier: 615 DM, Differenzbetrag also 255 DM). Dieser
Differenzbetrag ist damit als statischer Betrag geschÃ¼tzt und wird im
Antragstellerpassungszusammenhang nicht wie eine Zusatzversorgung behandelt.
Eben dies geschieht aber im Rahmen der von der Beklagten fÃ¼r zutreffend
erachteten Berechnungsweise. Sie misst den Betrag der "alten Versorgung" nur
solange die Funktion eines Besitzschutzbetrages zu, wie er den nach Â§ 2
Bahnversorgungsordnung berechneten und gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs 1 und 2 1. RAV
angepassten Betrag Ã¼bersteigt, wendet aber ansonsten Â§ 6 1. RAV ohne
EinschrÃ¤nkung an. Diese abweichende Behandlung bleibt hier ohne Auswirkung,
da die Summe der AnpassungsbetrÃ¤ge zum 1. Juli 1990 und 1. Januar 1991 (199
und 123 DM) den Wert der "echten Zusatzversorgung" (502 DM) nicht
Ã¼berschreitet.
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Bzgl der Anwendung der Â§Â§ 3, 4 und 8 2. RAV ergeben sich vergleichbare
Probleme nicht. Insoweit ist in Â§ 8 2. RAV vorgesehen, dass AnpassungsbetrÃ¤ge
(zum 1. Juli 1991, hier: 141 DM) auf eine gleichartige zusÃ¤tzliche Versorgung in
dem Umfang angerechnet werden, in dem sie den Grenzwert von (hier) 1.500 DM
Ã¼berschreiten. Ansatzpunkt der eine unbeschrÃ¤nkte Kumulation
ausschlieÃ�enden Regelung ist im Rahmen des Â§ 8 2. RAV der Anpassungsbetrag.
Das Problem des Eingriffs in einen â�� so das BSG â�� geschÃ¼tzten Zahlbetrag
stellt sich damit nicht; nach der Berechnungsweise des BSG stÃ¤nden dem KlÃ¤ger
zu diesem Zeitpunkt ebenfalls 1.500 DM (erhÃ¶ht um 6,84 %) zu, die sich ergÃ¤ben
als 180 DM verbliebener Zusatzversorgung, 255 DM besitzgeschÃ¼tzer "alter
Bahnversorgung" und 1.065 DM angepasster Sozialversicherungsrente, wobei von
der Anpassung der zum 1.Jan 1991 zu zahlenden Rente (von 937 DM â��
Anpassungsbetrag: 141 DM) im Hinblick auf den Grenzbetrag nach Â§ 8 Abs 2 2.
RAV nur 128 DM den "weiterzuzahlenden Betrag" steigern.

Zutreffend hat die Beklagte den "besitzgeschÃ¼tzten Zahlbetrag" ab Januar 1992
nach Â§ 307 b Abs. 5 SGB VI nF unter Heranziehung des aktuellen Rentenwertes
(Â§Â§ 68, 69 SGB VI), und nicht â�� wie vom KlÃ¤ger begehrt â�� des Rentenwertes
(Ost), dynamisiert. Die Art und Weise der Dynamisierung verletzt auch nicht
Verfassungsrecht, insbesondere vermag der Senat keine Abweichungen zu den
Vorgaben des BVerfG in seiner Entscheidung vom 28. April 1999 (1 BvL 32/95 und 1
BvR 2105/95; in BVerfGE 100 S 1 ff bzw SozR 3-8570 Â§ 10 AAÃ�G Nr 3) zu
erkennen. Insoweit nimmt der Senat auf die hierzu ergangene Rechtsprechung des
BSG, insbesondere das Urteil vom 8. Juni 2004, B 4 RA 32/03 R, Bezug, der er sich
nach inhaltlicher PrÃ¼fung anschlieÃ�t und daher von weiteren AusfÃ¼hrungen
absieht.

Weiterhin ist die Bestimmung des "weiterzuzahlenden Betrages" mit 1.500 DM zum
31. Dezember 1991 â�� unter Anwendung des Â§ 23 Abs. 1
Rentenangleichungsgesetzes vom 28. Juni 1990 (RAnglG; GBl I S 495) sowie von Â§
6 Abs 1 der 1. RAV bei der Anpassung zum 1. Januar 1991 und von Â§ 8 der 2. RAV
bei der Anpassung zum 1. Juli 1991 nicht zu beanstanden. Dass die
Zusatzversorgung weder von der Rentenangleichung noch von den
Rentenanpassungen nach der 1. und 2. RAV erfasst wurde, verstÃ¶Ã�t eben so
wenig gegen den EV und das GG wie die Anrechnung der SV-RentenerhÃ¶hung auf
die Zusatzversorgung nach Â§ 6 Abs 2 und 3 1. RAV und Â§ 8 Abs 1 und 2 2. RAV
(vgl hierzu BVerfG aaO). Der um 6,84 v.H. erhÃ¶hte "weiterzuzahlende Betrag" ist
daher von der Beklagten mit 1.602,60 DM zutreffend bestimmt worden.

Im Hinblick auf die bereits vorliegenden hÃ¶chstrichterlichen und
verfassungsgerichtlichen Entscheidungen zur Ã�berfÃ¼hrung der in der DDR und
nach deren Vorschriften erworbenen Rechte, AnsprÃ¼che und Anwartschaften aus
der Sozialpflichtversicherung sowie den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen in
die gesetzliche Rentenversicherung des SGB VI bestand fÃ¼r den Senat kein
Anlass, das Verfahren nach Artikel 100 GG auszusetzen und dem BVerfG
vorzulegen.

Da auch die EuropÃ¤ische Menschenrechtskonvention (EMRK) das Begehren des
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KlÃ¤gers schon deswegen nicht stÃ¼tzt, weil deren Garantien gegen
Diskriminierung (Art. 14 EMRK) und zum Eigentumsschutz (Art 1 Erstes
Zusatzprotokoll zur EMRK vom 20. MÃ¤rz 1952 â�� 1. ZP â�� BGBl 1956 II S 1880)
keinen weitergehenden Schutz gewÃ¤hren als Art 3 Abs 1 und 14 Abs 1 GG (BSG,
aaO, und Urteil vom 30. August 2000, B 5/4 RA 87/97 R, unverÃ¶ffentlicht),
insbesondere die Ersetzung von in der DDR erworbenen Berechtigungen bzw.
Anwartschaften durch hÃ¶herwertige Rechte nach dem SGB VI Ã¼berhaupt kein
"Entzug" im Sinne von Art 1 Abs 1 des 1. ZP sein kann, kommt eine Aussetzung des
Rechtsstreites in analoger Anwendung des Â§ 114 Abs 2 SGG wegen ausstehender
Entscheidungen des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs fÃ¼r Menschenrechte nicht in
Betracht, also auch nicht wegen der vom KlÃ¤ger besonders in Blick genommenen
Entscheidung der GroÃ�en Kammer dieses Gerichtshofes auf die von der
Bundesrepublik Deutschland eingelegte Berufung gegen das Kammerurteil
desselben Gerichts vom 22. Januar 2004 zur Enteignung des Bodenreformlandes.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG; hierbei ist berÃ¼cksichtigt worden,
dass dem ursprÃ¼nglichen Klagebegehren des KlÃ¤gers im Laufe des Verfahrens
teilweise Erfolg beschieden war.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor;
insbesondere weicht der Senat nicht von der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
ab, sondern folgt dieser.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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